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Standortbezogene Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 2 UVPG zur Feststellung der UVP-Pflicht 

Ergebnis der Vorprüfung 

Im Ergebnis der standortbezogenen Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht gemäß § 7 
Abs. 2 UVPG stelle ich fest, dass das Vorhaben: Erweiterung einer bestehenden Gasfarm 
zur Gas- und Chemikalienfarm am Standort Gemarkung Thalheim (Vorhabenträger: 
Meyer Burger (Industries) GmbH) nicht UVP-pflichtig ist, da es aufgrund einer überschlägi-
gen Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine 
erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 
Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.   

 

Dieser Entscheidung lagen folgende Unterlagen zu Grunde: 

Antragsunterlagen nach BImSchG vom 27.10.2021 einschließlich Ergänzungen mit folgendem 
wesentlichen Inhalt: 

- Technische Darstellung und Beschreibung des Vorhabens  

- Angaben zur Anlage und zum allgemeinen Betrieb 

- Stoffe/ Stoffdaten/ Stoffmengen  

- Emissionen/Immissionen 

- Anlagensicherheit/ Arbeitsschutz/ Brandschutz 

- Wassergefährdende Stoffe/ Löschwasser 

- Abfälle/ Abwasser 

- Angaben zum Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf die verwendeten Stoffe und Technolo-
gien 

- Eingriffe in Natur und Landschaft 

 

Darüber hinaus wurde folgende weitere Quelle einbezogen: 

- Daten des GIS-Auskunftssystems des Landes Sachsen-Anhalts 

 

Begründung 

Gliederung 

 

1. Beschreibung der relevanten Merkmale des Vorhabens 

2. Beschreibung der relevanten Merkmale des Standortes und der Ausgangslage  

3. Einordnung des Vorhabens unter die Kriterien der Anlage 1 UVPG 

4. Prüfmethodik 

5. Prüfung des Vorliegens besonderer örtlicher Gegebenheiten  

6. Beschreibung der Umwelteinwirkungen des Vorhabens bezüglich der besonderen örtlichen 
Gegebenheiten und Einschätzung deren Nachteiligkeit unter Berücksichtigung der Kriterien 
der Anlage 3 UVPG  

1. Beschreibung der relevanten Merkmale des Vorhabens  

In Bitterfeld-Wolfen wird die Meyer Burger AG eine voll integrierte Serienproduktionslinie für 
Hochleistungs-HJT- Zellen errichten. Diese Zellen und Module zählen zur Hochleistungs-
Klasse und ergeben Modulleistungen von > 380W. Mit Hilfe dieser Technologie wird es möglich 
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sein, Solarzellen mit einem Wirkungsgrad von bis zu 26 % herzustellen. Die Produktionsauf-
nahme erfolgte im Juni 2021. Es ist ein schrittweiser Ausbau in den Folgejahren in mehreren 
Phasen bis zu einer Kapazität von 7 GW geplant. 

Die derzeit in Betrieb befindliche Phase A (aufgrund einer Baugenehmigung des Landkreises 
Anhalt-Bitterfeld) ermöglicht eine Kapazität von bis zu ca. 460 Megawatt/a produzierter Solar-
zellenleistung. Das entspricht etwa 70.000.000 Solarzellen pro Jahr. Diese erste Ausbaustufe 
wurde in einem Bestandsgebäude (SV3) unter reaktivierender Nutzung errichtet. Für diese 
Phase A liegen die Mengen der gelagerten immissionsschutzrechtlich genehmigungsrelevan-
ten Stoffe/Gemische unterhalb der Mengenschwellen gemäß Anhang 1 und 2 der 4. BImSchV. 

Die weiteren geplanten Ausbaustufen sind: 

Phase B 920 MW 

Phase C 1 400 MW 

Phase D 2 800 MW 

Unter weiterer Nutzung von Flächen und Gebäuden nach Phase D ist eine Kapazitätssteige-
rung am Standort bis 7 GW geplant. 

Die Phasen B und C sind in dem oben erwähnten Produktionsgebäude SV3 vorgesehen. Die 
entsprechenden Produktions- und Nebenanlagen bis Phase C sind in dem Baugenehmigungs-
verfahren (s. a. unten „Genehmigungsbestand“) für Phase A bereits gefasst. In dieser Bauge-
nehmigung ist auch die Errichtung und der Betrieb der Gasfarm mit 3 Tanks für die Gase Stick-
stoff, Argon und Sauerstoff integriert. Die Menge an Sauerstoff als einzigem, immissions-
schutzrechtlich genehmigungsrelevanten Stoff der bestehenden Gasfarm beträgt 15,2 Tonnen 
(unterhalb der Mengenschwelle von 200 t (Sauerstoff als Einzelstoff Nr. 4 in Spalte 3 Anhang 
2 der 4.BlmSchV: 200 t). Auch alle anderen in der Bestandsanlage gelagerten Stoffe/Gemische 
in der Phase A erreichen gegenwärtig keine genehmigungsrelevanten Mengenschwellen nach 
den Anhängen der 4. BImSchV. 

Bis auf die drei bestehenden Gastanks und dazugehörigen Verdampfer, wird die gesamte Gas- 
und Chemikalienfarm neu errichtet. Für dieses Vorhaben werden ca. 1.300 m2 Boden zusätz-
lich versiegelt. 

Antragsgegenstand 

Antragsgegenstand ist die Erweiterung der bestehenden Gasfarm zur Gas- und Chemikalien-
farm am Standort nordwestlich des bestehenden Produktionsgebäudes SV3. Diese bedient 
den Mengenbedarf an Stoffen/Gemischen für die o.g. Phase C und ist bereits für die spätere 
Phase D ausrüstungsseitig einschließlich eines Reservetanks 4 ausgelegt. Der Reservetank 
4 bleibt in Phase C leer. Der in den Antragsunterlagen enthaltene Bauantrag beinhaltet die 
gesamte Ausrüstung der Gas-und Chemikalienfarm für die Phase D. In der Gas- und Chemi-
kalienfarm werden antragsgemäß Gase in Tanks, Trailern und Flaschenbündeln und flüssige 
Chemikalien (Säuren und Laugen) in Tanks gelagert 

2. Beschreibung der relevanten Merkmale des Standortes und der Ausgangslage 

Der Standort der Gas- und Chemikalienfarm befindet sich im Nordwesten des Technologie 
Parks Mitteldeutschland und nordwestlich des bestehenden Produktionsgebäudes SV. 

Der Anlagenstandort befindet sich ca. 600 südwestlich von Thalheim und ca. 2.600 m nord-
westlich von Sandersdorf. 

Zufahrt zum Betriebsgelände: 

Das Objekt ist erreichbar über die Bundesautobahn A9 Anschlussstelle Bitterfeld-Wolfen und 
weiterführend auf der B 183 in Richtung Bitterfeld-Wolfen über die Reiner-Lemoine-Allee und 
die Alexandre-Becquerel-Straße. Die Entfernung zur Anschlussstelle der A9 beträgt etwa 3,5 
km. 

Das Betriebsgelände ist in westlicher, südlicher und westlicher Richtung durch weitere Solar-
unternehmen und in nördlicher Richtung durch eine freie Bebauungsfläche eingegrenzt. 
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3. Einordnung des Vorhabens unter die Kriterien der Anlage 1 UVPG 

Durch die Lagerung von Flusssäure HF 49 % (Gefahrenklasse „akute Toxizität“ Kategorie 2, 
Lagermenge: 17.475 kg) und die Lagerung von Stickstofftrifluorid NF3 (Gefahrenklasse „oxi-
dierende Gase, Lagermenge: 12.000 kg) ist das Vorhaben der Nr. 9.3.3 Anlage 1 UVPG zuzu-
ordnen. Hieraus resultiert, dass für das Vorhaben eine standortbezogene Vorprüfung zur Fest-
stellung der UVP-Pflicht nach § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen ist. 

Gemäß § 7 Abs. 2 UVPG ist bezüglich des neuen Bauvorhabens eine standortbezogene Vor-
prüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht durchzuführen.  

Durch die Lagerung von Silan SiH4 (extrem entzündbares Gas, Kategorie 1, Lagermenge: 
8.980 kg) ist die Gas- und Chemikalienfarm auch der Nr. 9.1.1.3 Anlage 1 UVPG zuzuordnen. 
Hiernach ist ebenfalls eine standortbezogene Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht 
durchzuführen. 

Durch die Lagerung der vorgenannten Gefahrstoffe ist für das geplante Vorhaben „Erweiterung 
einer bestehenden Gasfarm zur Gas- und Chemikalienfarm“ eine standortbezogene Vorprü-
fung nach § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen 

4. Prüfmethodik 

Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt 
(siehe § 7 Abs. 2 UVPG). 

In der ersten Stufe ist zu prüfen, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegebenheiten 
gemäß den in Anlage 3 Nr. 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prü-
fung in der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht 
keine UVP-Pflicht. 

Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so 
ist in der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVP aufgeführten Kriterien zu 
prüfen, ob das Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die 
besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Absatz 
2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Hierbei werden die zum 
Vorhaben geplanten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen berücksichtigt. 

Die UVP-Pflicht besteht, wenn im Ergebnis der überschlägigen Prüfung erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen durch das Vorhaben möglich erscheinen. 

5. Prüfung des Vorliegens besonderer örtlicher Gegebenheiten 

Im Folgenden wird geprüft, inwiefern im Bereich/ Umfeld des Vorhabens besondere örtliche 
Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 Nummer 2.3 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vor-
liegen (zur Prüfmethodik bei der standortbezogenen Vorprüfung siehe Kapitel 4). Dazu werden 
auf die Daten des GIS-Auskunftssystems des Landes Sachsen-Anhalts zugegriffen. Der Ra-
dius des Suchraumes beträgt 1.000 m.  

Natura 2000-Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG (Nr. 2.3.1 der Anlage 3 UVPG) 

Unter Bezug auf das GIS LSA befinden sich in ca. 5,6 km nordöstlicher Entfernung das EU-
Vogelschutzgebiet „Mittlere Elbe einschließlich Steckby Lödderitzer Forst“ und das flächen-
gleiche FFH-Gebiet 129 „Untere Muldeaue“. Diese befinden sich somit außerhalb des festge-
setzten Suchradius, weshalb keine weiteren Prüfungsschritte erforderlich sind. 

Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG (Nr. 2.3.2 der Anlage 3 UVPG) 

Unter Bezug auf das GIS LSA befindet sich das nächstgelegene Naturschutzgebiet „Untere 
Geiselniederung bei Merseburg“ ca. 2,0 km entfernt, so dass weitere Prüfschritte aufgrund 
dieser Abstandssituation daher nicht erforderlich sind. 

Nationalparke und Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG (Nr. 2.3.3 der Anlage 3 
UVPG) 

Es befinden sich keine Nationalparke und Nationale Naturmonumente innerhalb des Suchrau-
mes von 1.000 m um das Vorhabengebiet. Weitere Prüfschritte sind daher nicht erforderlich. 
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Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete nach §§ 25 und 26 BNatSchG (Nr. 2.3.4 
der Anlage 3 UVPG) 

Im Umkreis von 1.000 m um den Anlagenstandort befinden sich keine Biosphärenreservate 
und Landschaftsschutzgebiete. Weitere Prüfschritte sind daher nicht erforderlich. 

Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG (Nr. 2.3.5 Anlage 3 UVPG) 

Im Umkreis von 1.000 m um den Anlagenstandort befinden sich keine Naturdenkmäler. Wei-
tere Prüfschritte sind daher nicht erforderlich. 

Geschützte Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG (Nr. 2.3.6 der Anlage 3 UVPG) 

Innerhalb des Suchradius von 1.000 m befinden sich keine geschützteren Landschaftsbe-
standteile. Weitere Prüfschritte sind daher nicht erforderlich. 

Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG (Nr. 2.3.7 der Anlage 3 UVPG) 

Im Vorhabengebiet sowie innerhalb des Suchraumes von 1.000 m befinden sich keine Flächen 
und Objekte die nach § 22 NatSchG LSA i. V. m. § 30 BNatSchG als gesetzlich geschütztes 
Biotop ausgewiesen sind. Weitere Prüfschritte sind daher nicht erforderlich. 

Wasserschutzgebiete nach § 51 WHG, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Abs. 4 WHG, Ri-
sikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG und Überschwemmungsgebiete nach § 76 WHG (Nr. 2.3.8 
der Anlage 3 UVPG) 

Innerhalb des Suchradius von 1.000 m befinden sich keine Wasserschutzgebiete, Heilquellen-
schutzgebiete und Risikogebiete. Das nächste Überschwemmungsgebiet, an der Mulde, be-
findet sich ca. 4,6 km nordöstlich des Vorhabensgebietes. Weitere Prüfschritte sind daher nicht 
erforderlich. 

Gebiete in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnor-
men bereits überschritten sind (Nr. 2.3.9 der Anlage 3 UVPG) 

Es befinden sich keine Gebiete, in denen die in den Gemeinschaftsvorschriften festgelegten 
Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind, im Vorhabengebiet sowie innerhalb des 
Umkreises von 1.000 m.  

Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte insbesondere zentrale Orte im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 
2 ROG (Nr. 2.3.10 der Anlage 3 UVPG) 

Thalheim ist Ortsteil von Bitterfeld-Wolfen. Bitterfeld-Wolfen ist als Mittelzentrum ausgewiesen. 
Aufgrund des Abstandes von ca. 600 m zur Ortslage Thalheim, ist diesbezüglich zu prüfen, ob 
das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. 

Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder 
bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft 
worden sind (Nr. 2.3.11 der Anlage 3 UVPG) 

Der zum Anlagenstandort nächste Denkmalbereich „Siedlung – Am Wasserturm- Wohnkolonie 
AGFA / Vierter Bauabschnitt“ befindet sich ca. 3,6 km nordöstlich des Anlagenstandortes und 
befindet sich außerhalb des Suchraumes von 1.000 m. Weitere Prüfschritte sind daher nicht 
erforderlich. 

6. Beschreibung der Umwelteinwirkungen des Vorhabens bezüglich der besonderen 
örtlichen Gegebenheiten und Einschätzung deren Nachteiligkeit unter Berücksichti-
gung der Kriterien der Anlage 3 UVPG  

In die nachfolgende vertiefende Beschreibung und Bewertung werden die Schutzkriterien ein-
bezogen, für die in Kapitel 5 aufgrund der besonderen örtlichen Gegebenheiten eine mögliche 
Betroffenheit abgeleitet wurde.  

Stadt Bitterfeld-Wolfen OT Thalheim 

Bauzeitliche Belastungen durch Lärm, optische Reize und Erschütterungen i. S. d. TA Luft und 
TA Lärm sind wegen ihres temporären Charakters und der Lage der Baumaßnahme innerhalb 
eines Industriegebietes nicht als erhebliche nachteilige Auswirkungen anzusehen. 
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Die Abstände zum nächstgelegenen Wohngebiet bleiben unverändert. Die Anlage gliedert sich 
in ihr industriell vorgeprägtes Umfeld problemlos ein, insbesondere aufgrund der Gleichartig-
keit zu der bereits bestehenden Anlage (Gasfarm). 

Durch den Betrieb der geplanten Gas- und Chemikalienfarm werden keine erheblichen nach-
teiligen Emissionen hinsichtlich Lärm und Luftschadstoffen verursacht. Die Anforderungen der 
TA Luft und der TA Lärm werden sicher eingehalten (vgl. Fortschreibung der Schallimmissi-
onsprognose vom 12.07.2021). 

Des Weiteren unterliegt die Anlage den Bestimmungen der Störfallverordnung, so dass hier 
die Anlagensicherheit engmaschig überwacht wird und eine erhebliche Gefahrerhöhung hier 
nicht gegeben ist (vgl. Ausführungen zur Anlagensicherheit im Kapitel 5 der Antragsunterla-
gen). 

Eckpunkte des Brandschutzes für die Gas- und Chemikalienfarm sind u. a.: 

- Errichtung einer Sprinkleranlage mit zwei unterirdischen Wassertanks als ortsfeste selb-
ständige Feuerlöschanlage 

- Errichtung einer Blitzschutzanlage 

- Errichtung einer automatischen Brandmeldeanlage 

Insgesamt wird eingeschätzt, dass durch das Vorhaben keine relevanten nachteiligen Auswir-
kungen auf die nächstgelegene Wohnbebauung hervorgerufen werden.  


